…………………….

…………………….

…………………….

ZV  W i s m a r 

Dorfstr. 28

23972 L ü b o w


                .........................................., den ……………….

Antrag auf Aussetzung der Vollziehung der Beitragsforderung für den TW-Bescheid Nr. ………………… Kunden-Nr. ………………, offener Betrag: ……………….€
Sehr geehrte Frau Glanert,

Dieser Aussetzungsantrag für die Zahlpflicht zum …………… wird wie folgt begründet:

1. Bezüglich §9 Abs. 3 KAG M-V gibt es aktuell eine unklare Rechtslage.

2. Das Bundesverwaltungsgericht hat am 15.04.2015 per Urteil für M-V entschieden, dass das KAG M-V wegen einer fehlenden Obergrenze der endgültigen Verjährung nicht mehr rechtskonform ist. Allen Bescheiden, die nach dem 31.12.2008 auf dieser Basis ergangen sind, fehlt demnach die Rechtsgrundlage. 

3. Der Zweckverband Wismar (ZvWis) hatte vom 01.01.1996 bis 31.12.1999 eine wirksame TW-Satzung, die 4 Jahre gerichtlich unbeanstandet gewirkt hat. Das im Bescheid genannte Grundstück war zu dieser Zeit bereits an die Anlage angeschlossen und damit beitragspflichtig. Der ZvWis hat es im Zeitraum der damals geltenden Festsetzungspflicht versäumt, pflichtgemäß Bescheide zu versenden. Die aktuellen Beitragsbescheide verstoßen gegen den Vertrauensschutz und die Rechtssicherheit gem. Grundgesetz. Dies bestätigt das BVerfG in seinem jüngsten Beschuss (BVerfG 1 BvR 2961/14, 1 BvR 3051/14, Abs. 69).
4. Die Landesregierung hat das KAG M-V bis heute nicht rechtssicher novelliert.

5. Das VG Schwerin hat mit Beschuss im März 2016 (AZ 94/11 ein konkretes Normenkontrollverfahren nach Art 100 Abs. 1 GG eingeleitet. Das Ergebnis ist offen. Bis dahin sollte in dieser Rechtssache ein Moratorium beschlossen werden.
6. Das BVerfG hat allgemeingültig im November 2015 entschieden, dass eine Verschiebung der Obergrenze der Festsetzungsverjährung, die mit Schwierigkeiten beim Aufbau von Verwaltungsstrukturen oder mit fiskalischen Ursachen begründet wird, nicht akzeptabel ist (wie im aktuellen Gesetzentwurf zur KAG-Änderung geplant). 

7. Vorsorglich weise ich darauf hin, dass ich nach Bekanntgabe einer eventuellen KAG-Änderung die Verfassungskonformität des Gesetzes von Experten prüfen lasse.

8. Falls der ZvWis die Aussetzung nach AO nicht zinslos gewähren kann, verweise ich auf das Revisionsverfahren an Bundesfinanzhof, AZ IR 77/15 zur zukünftigen Zinshöhe. 6% per anno als Zinshöhe dürften nicht mehr zeitgemäß sein. Das Land Sachsen-Anhalt hat bereits 1,75% per anno festgelegt.  
Mit freundlichen Grüßen

